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Nationalrat Hauskatzen in der
Schweizmüssenweiterhin nicht
verpflichtend gechippt und re-
gistriertwerden.DerNationalrat
sprach sich mit 108 zu 80 Stim-
men gegen eine entsprechende
Motion aus, die vom Bundesrat
unterstützt worden war. Durch-
gesetzt hat sich eine Mehrheit
unter Führung der SVP. Deren
Vertreter Sylvain Freymond kri-
tisierte, eine landesweite Chip-
Pflicht würde unnötige Büro-
kratie schaffen, ohne einen ech-
tenNutzen zu bringen.Dennwer
wolle, könne seine Katze auch
heute schon freiwillig kenn-
zeichnen lassen.

Die Initiantin der Motion,
die Grünen-Politikerin Meret
Schneider, hatte argumentiert,
dass Chippen ein schneller und
schmerzloser Vorgang sei. (red)

Chip-Pflicht für
Katzen abgelehnt

Akquisition DerTextilmaschinen-
konzern Rieter wird mit einer
Übernahme seinen Umsatz fast
verdoppeln. Die Winterthurer
kaufen von der Firma Oerlikon
das Geschäft mit Anlagen zur
Herstellung von Chemiefasern.

Für die Oerlikon-Tochter Bar-
mag bezahlt Rieter einen Kauf-
preis von 713Millionen Franken,
wie das Unternehmen amDiens-
tagmitteilt. Barmag kam im2024
auf einen Umsatz von 734 Mil-
lionen Franken, Rieter hatte im
selben Jahr 859 Millionen Fran-
ken umgesetzt. Der Vollzug der
Akquisition ist für das vierte
Quartal 2025 geplant. (SDA/osc)

Rieter übernimmt
Teil von Oerlikon

Altlasten Weil die Schweizer
Bank Credit Suisse illegale Ge-
schäfte mit amerikanischen
Steuerhinterziehern machte,
muss die Schweizer Bank UBS
nun eineMillionenstrafe an das
US-Justizministerium zahlen.

Die UBS selbst war in die il-
legalen Aktivitäten nicht invol-
viert, sondern hat den Rechts-
streit durch die Übernahme der
Rivalin Credit Suisse im Jahr
2023 geerbt.

Die aussergerichtliche Eini-
gung auf eine Zahlung von ins-
gesamt 511 Millionen Dollar
zieht nun einen Schlussstrich
darunter,wie die UBS amMon-
tagabend mitteilte. (DPA)

UBS zahlt in den
USAMillionenstrafe

Der graue Satellit der Genfer Fir-
maWisekey ist nicht viel grösser
als ein Computer. Im Januarwur-
de er aus einer Trägerrakete von
Elons Musks Unternehmen Spa-
cex in Kalifornien in den Erdor-
bit geschickt. Seitdem fliegt er
dreimal täglich über unser Land.
SeineMission: dieDigitalisierung
des Gefechtsfelds.

Der Satellit dreht seine Run-
den für die Schweizer Armee. Er
kann für geschützte und ver-
schlüsselte Kommunikation ein-
gesetzt werden und beim Loka-
lisieren derTruppenundWaffen-
systeme helfen. Dafür überträgt
er unter anderem das «Internet
of Things»: Via Satellitensignale

bietet er den Kommandanten so
in Echtzeit einen Überblick, wo
ihre Waffen und Truppen sind.
Noch ist derWisekey-Satellit am
Schweizer Firmament der erste
seinerArt, bald sollen aber schon
fünf weitere folgen. Die Armee
selbst hüllt sich bisher zum Pro-
jekt in Schweigen. Sie beteilige
sich aber am Projekt – und das
mit insgesamt 250’000 Franken.

Abhängigkeiten aus
demWeg räumen
Mehr Auskunft gibt der CEO der
Genfer Firma Wisekey, Carlos
Moreira. Er sagt, dass er für die
Schweiz ein unabhängiges Sa-
tellitennetzwerk mit Hunderten

Satelliten aufbauenmöchte. Da-
von profitieren könnten neben
derArmee auch andere Bundes-
ämter, Organisationen und Kon-
zerne. Als nächster Schritt wer-
de bereits im Juni ein zweiter
Satellit ins All geschossen.

Moreira verweist auf die Si-
tuation der ukrainischen Streit-
kräfte, die auf das amerikanische
Starlink-Satellitennetz von Elon
Musk angewiesen sind,und sagt:
«VoneinemanderenLandabhän-
gig sein,das ist nichtwünschens-
wert.» Die Schweiz bezieht ihre
Satellitenbilder derzeit von
Frankreich.

Simone Steiner

Armee finanziert Satellitentest im All
Gefechtsfeld-Digitalisierung Das Verteidigungsdepartement
investiert im Schweizer Luftraum in Satelliten.

Ab dem 4.Juni 2025 passen die
SBB ihre Kommunikation bei
Betriebsunterbrechungen durch
sogenannte Personenunfälle an.
Bisher sprach das Unternehmen
in solchen Fällen von einem
«Fremdereignis».Künftig soll auf
allen Informationskanälen der
Begriff Personenunfall verwen-
det werden, wenn es zu einem
Unfall mit einem Menschen im
Gleisbereich kommt. Ziel sei es,
die Reisenden transparenterund
klarer über Störungen im Bahn-
verkehr zu informieren.

Bisher wurde der Begriff le-
diglich in betroffenen Zügen und
Bahnhöfen genannt, während
auf digitalen Kanälen keine

Angabe zum Störungsgrund ge-
macht wurde. Dies habe zuneh-
mend zu Fragen und negativen
Rückmeldungen geführt.

«So können Reisende
die Folgen eher einschätzen»
Der Sammelbegriff Fremdereig-
nis wurde zwischenzeitlich ge-
nutzt und im Onlinefahrplan
kommuniziert, doch das Vor-
gehen habe sich nicht bewährt.
Einige Kundinnen und Kunden
habe der Begriff, der verschie-
denartige Vorfälle – darunter
Personenunfälle, aber auch Po-
lizeieinsätze oder Tiere auf den
Gleisen – beinhaltet, verwirrt.
Das Unternehmenwolle nun ein-

heitlich und transparent über
Personenunfälle informieren.
Die SBB teilen mit: «Durch die
klare Kommunikation können
Reisende Unterbrüche besser
einordnen, die Folgen eher ab-
schätzen und sich über Reise-
alternativen informieren.»

Personenunfälle, bei denen es
sich oft, abernicht immerumSu-
izide handle, «führen zu grossem
menschlichen Leid bei Betroffe-
nen, Angehörigen, Reisenden
undMitarbeitenden. Zudem ha-
ben sie grosseAuswirkungen auf
den Bahnverkehr», heisst es im
Communiqué.

Celina Euchner

«Personenunfall» statt «Fremdereignis»
SBB-Durchsagen Weil Kundinnen und Kunden sich beschwerten,
ändern die Bundesbahnen ihre Kommunikationsstrategie.

Cyrill Pinto

Eigentlich gilt in der Schweiz:
Lastwagen sollten von der Stras-
se auf die Schiene verlagertwer-
den. Doch ab kommendem Jahr
dürfte das Gegenteil der Fall sein.
Denn der Betrieb der Rollenden
Landstrassewird per Ende 2025
eingestellt – drei Jahre früher als
ursprünglich geplant. Das gab
die Betreiberin Ralpin am Mon-
tag bekannt.

Die Rollende Landstrassewar
seit den 1990er-Jahren das Sym-
bol der SchweizerVerlagerungs-
politik im alpenquerenden Gü-
terverkehr. Seit derAnnahme der
Alpeninitiative im Jahr 1994 war
derAuftrag, Gütervon der Stras-
se auf die Schiene zu bringen, in
derBundesverfassungverankert.
Die Rollende Landstrasse ist seit
Jahren ein sichtbares Zeichen
dieser Politik: Lastwagen fahren
an derGrenze auf spezielle Bahn-
wagen, durchqueren die Schweiz
per Zug, während die Chauffeu-
re in einem Begleitwagen Pause
machen.Oder besser gesagt:ma-
chen konnten.

DerGrunddafür, dass die Rol-
lende Landstrasse nun eingestellt
wird, sind laut Ralpin zahlreiche
Einschränkungen im Schienen-
netz: Geplante und kurzfristige
Baustellen sowie unvorherseh-
bare Ereignisse führten zu mas-
sivenAusfällen.Allein 2024muss-
ten rund zehn Prozent der Züge
gestrichenwerden,was zu einem
Verlustvon 2,2MillionenFranken
führte. Im ersten Quartal 2025
sank die Zahl der Fahrten ge-
genüber dem Vorjahr von über
1000 auf knapp 800 Züge.

Dabei hatte das Parlament vor
zwei Jahren noch beschlossen,
den Betrieb derRollenden Land-
strasse bis 2028weiterzuführen.
Der Bund stellte dafür 106 Milli-
onen Franken zur Verfügung.

1994 stimmte das Volk
mit 52 Prozent zu
Die Alpeninitiative forderte die
Verlagerung des alpenqueren-
den Güterverkehrs auf die Schie-
ne.Trotz eindringlicherWarnun-
gen von Verkehrsminister Adolf
Ogi stimmte das Volk der Initia-

tive im Februar 1994 mit 52 Pro-
zent zu. Die leistungsabhängige
Schwerverkehrsabgabe (LSVA),
der Bau der beiden Basistunnel
am Gotthard und Lötschberg
sowie der Gütertransport auf
der Rollenden Landstrasse sind
Folgen dieses Volksentscheids.

Die Schweiz hat sich zum Ziel
gesetzt, die Zahl der Lastwa-
genfahrten über die Alpen auf
650’000pro Jahrzu senken.Dank
Massnahmen wie der LSVA, Mil-
liardeninvestitionen in die Bahn-
infrastruktur,Marktöffnung und
internationalerZusammenarbeit
machte die Bahn zuletzt 75 Pro-
zent des alpenquerenden Güter-
verkehrs aus – ein Spitzenwert
im europäischen Vergleich. Laut
Statistik des Bundesamts fürVer-
kehr sank die Zahl der alpenque-

rendenLastwagen ab 2000 jahre-
lang kontinuierlich. Doch in den
letzten vier Jahren stieg sie wie-
deran.Zuletzt um4,8Prozent auf
960’000 Fahrten. Damit rückte
das Ziel von 650’000 Fahrten in
weite Ferne.

Entsprechend deutlich fällt
die Kritik derAlpeninitiative am
jüngsten Entscheid aus: Die Or-
ganisation, die heute denNamen
Pro Alps trägt, schreibt in einer
Mitteilung: «Die vorzeitige Ein-
stellung der Rollenden Land-
strasse ist eine Folge politischer
Versäumnisse – ab 2026 droht
eine neue Lastwagenflut im al-
penquerenden Transitverkehr.»
Der Bundesrat müsse die Rah-
menbedingungen für den Schie-
nengüterverkehr endlich verbes-
sern. ProAlps fordert eine Über-

gangsstrategie, etwa mittels
tieferer Trassenpreise.

Zudemmüssten bei derbevor-
stehenden Revision der LSVAdie
Lastwagenunternehmen mehr
an den realen Kosten beteiligt
werden. «Während derGüterver-
kehr auf der Schiene mit hohen
Kosten konfrontiert ist, profitiert
derTransitverkehr auf der Stras-
se von indirekten Subventio-
nen», sagt Silvan Gnos, Verant-
wortlicher Politik bei Pro Alps.

Klima- und verkehrspolitisch
«bedenklicher Entscheid»
Auch die Gewerkschaft des Ver-
kehrspersonals kritisiert den
Entscheid: Zum einen sei Perso-
nal betroffen, zum anderen sei
die Einstellung verkehrs- und
klimapolitisch bedenklich. Die

vorzeitige Einstellung der Rol-
lenden Landstrasse bedeute
«eine massive Rückverlagerung
des Güterverkehrs auf die Stras-
se – ein erheblicher Rückschritt
für die Klimapolitik», schreibt die
Gewerkschaft. Besonders stos-
send sei, dass BLS und SBB für
die Entscheidung mitverant-
wortlich seien.

Das Bundesamt für Verkehr
(BAV) «bedauert» auf Anfrage
die vorzeitige Einstellung, zeigt
jedoch Verständnis angesichts
der wirtschaftlichen Schwierig-
keiten.Man prüfe,wiemöglichst
viele Transporte weiterhin per
Bahn erfolgen könnten. Geplant
sei unter anderem, die frei wer-
dendenMittel zur Förderung des
unbegleiteten Güterverkehrs auf
der Schiene einzusetzen.

Ab 2026 dürftenmehr Lastwagen
auf Schweizer Strassen fahren
Bund erntet Kritik Die Lastwagen sollten hierzulande auf die Schiene verlagert werden – eigentlich.
Doch nun wird das dafür zentrale Projekt eingestellt. Wie soll es jetzt weitergehen?

Verlagerungspolitik mit Güterverkehr auf der Schiene: Zug der Rollenden Landstrasse auf dem Viadukt bei Frutigen BE. Foto: Peter Schneider (Keystone)
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Aktivitäten sollen die psychische Gesundheit der Kinder fördern: eine Grundschule der UNRWA in Gaza-Stadt. Foto: AFP

Edgar Schuler

Hat das Schweizer Fernsehen
versucht, die politische Diskus-
sion überdasUNO-Hilfswerk für
Palästinaflüchtlinge (UNRWA)
zu beeinflussen? Genau daswirft
der ZürcherAnwalt Emrah Erken
demSendervor.Bereits zumdrit-
tenMal innert drei Jahren erhebt
er eine sogenannte Popularbe-
schwerde gegen SRF – und zieht
damit erneut vor die Unabhängi-
ge Beschwerdeinstanz für Radio
und Fernsehen (UBI).

Nach zwei erfolgreichen Be-
schwerden beschuldigt Erken SRF
nun in einer 117 Seiten dicken
Eingabe, bei derBerichterstattung
zur UNRWA «systematisch ein-
seitig» vorgegangen zu sein. Das
Schweizer Fernsehen habe sich
nicht wie ein öffentlich-recht-
lichesMediumverhalten, sondern
wie eine «Lobby-Organisation».

Nicht über Vorwürfe gegen
das Hilfswerk berichtet
Das Schweizer Fernsehen SRF
habe es versäumt, über zentrale,
belegbare Vorwürfe gegen das
Hilfswerk zu berichten – und das
aus politischen Gründen. Damit
habe es nicht nur das Vielfalts-
gebot gemäss Radio- und Fern-
sehgesetz verletzt, sondern
auch das Sachgerechtigkeits- und
Transparenzgebot.

Der Anwalt geht noch weiter
und schreibt, das Ziel der SRG
sei es gewesen, «das Publikum
mit ihrerBerichterstattung zu be-
einflussen, damit dieses die Pro-
UNRWA-Haltung einnimmt».
Damit agiere die SRG «wie ein
politischer Akteur». Besonders
problematisch ist dies laut Er-
ken, weil die von ihm kritisier-
ten SRG-Beiträge in eine poli-
tisch hochsensible Phase gefal-
len sind: Zwischen November

2024 und Februar 2025 habe
in der Schweiz eine intensive
Debatte über einen möglichen
Zahlungsstopp an die Hilfsorga-
nisation stattgefunden.

Der Krieg spaltet
die Fernsehzuschauer
Die Beschwerde hat Gewicht,weil
die kritisierte UNRWA-Bericht-
erstattung mit dem Terroran-
schlag derHamasvom7.Oktober
2023 und dem darauf folgenden
Gazakrieg zusammenhängt. Die
Ereignisse lösten zahlreiche
Beschwerden bei der SRG-Om-
budsstelle aus: Im Jahr2024 bezog
sich einViertel allerBeanstandun-
gen auf dieNahost-Berichterstat-

tung, mit etwa gleich vielen Ein-
gaben von propalästinensischer
wie proisraelischer Seite.

Die Detailtiefe von Emrah Er-
kens Beschwerde ist beachtlich:
Er listet über 100 Beispiele auf –
und mahnt «verschwiegene Kri-
tik» und «unterschlagene Exper-
ten» bis zu einzelnenWörtern in
SRF-Beiträgen. Insbesondere
stört ihn, dass SRF Vorwürfe ge-
gen dieUNRWA–etwa die Betei-
ligung von Mitarbeitern der
Organisation am Terrorangriff
der Hamas oder antisemitische
Inhalte in Schulbüchern – nicht
thematisiert habe.

Ein besonderer Stein des An-
stosses ist für ihn die Berichter-
stattung über den «Colonna-
Report», eine von der UNO in
Auftrag gegebene Untersuchung
zur Neutralität der UNRWA. Die
SRG habe diesen Bericht fälsch-
lich als «unabhängig» bezeich-
net und als entlastend darge-
stellt, obwohl er «inoffiziell» vom
Schweizer UNRWA-Direktor
Philippe Lazzarini in Auftrag
gegeben worden sei.

Stilistischwählt Erken durch-
gehend die Offensive: Die SRG
sei «kein neutraler Informations-
vermittler», sondern betreibe
«politaktivistischen Journalis-
mus».Mehrfach zieht er Paralle-
len zu seiner letzten von der
UBI gutgeheissenen Beschwer-
de. Darin wurde das Fernsehen
wegen einseitiger Berichterstat-
tung über antiisraelischeUnipro-
teste gerügt. In derVerhandlung
sprach UBI-Präsidentin Mascha
Santschi Kallay von «gefährli-
chem Journalismus».

Die SRG lässt die Kritik nicht
gelten. ImVorfeld hatte die SRG-
Ombudsstelle eine entsprechen-
de Beanstandung Erkens ab-
gewiesen – unter anderem mit
Verweis auf verschiedene Stel-

lungnahmen des Senders. Die
SRGwies darin dieVorwürfe ent-
schieden zurück. In einer schrift-
lichen Antwort erklärte Fredy
Gsteiger, stellvertretender Chef-
redaktor SRF, die Berichterstat-
tung habe sich «nicht auf interne
und von UNRWA-Chef Lazzarini
in Auftrag gegebene Untersu-
chungen» gestützt, sondern auf
die von UNO-Generalsekretär
Guterres eingesetzte Colonna-
Kommission.

SRG verteidigt redaktionelle
Unabhängigkeit
Gsteiger räumte ein, dass der
Colonna-Bericht durchaus Kritik-
punkte und Empfehlungen ent-
halten habe, gleichzeitig jedoch
zahlreiche schwerwiegende Vor-
würfe entkräftet wurden. Er
betonte, dass es «offenkundig
bisher Israel oderderNetanyahu-
nahen Nichtregierungsorgani-
sation UNWatch nicht gelungen
sei, etliche ihrer Anschuldigun-
gen zu belegen» und dass auch
die UNO-Ermittler für manche
Vorwürfe keine Beweise fanden.

Auch streicht die SRG ihre re-
daktionelle Unabhängigkeit he-
raus. Die Berichterstattung über
die UNRWA sei «sachgerecht,
vielfältig und unabhängig» er-
folgt, heisst es im Entscheid der
Ombudsstelle. Man habe über
Proteste gegen dieUNRWAeben-
so berichtet wie über die Argu-
mente der UNO-Organisation.

Zudem sei es zulässig, bei
heiklenThemenFormulierungen
wie «Israel wirft vor» zu ver-
wenden – etwa um deutlich zu
machen, dass es sich dabei um
Standpunkte einerKonfliktpartei
handelt.

Ob Erken auchmit seinerdrit-
ten Beschwerde durchdringt, ist
offen. Die UBI dürfte frühestens
im Herbst entscheiden.

Jurist Emrah Erken greift
das Schweizer Fernsehen an
Kritik an Gaza-Berichterstattung In seiner neusten Beschwerde wirft der Anwalt SRF vor,
zugunsten des umstrittenen Hilfswerks UNRWA berichtet zu haben.

«Die SRG ist nicht
neutral und betreibt
politaktivistischen
Journalismus.»

Emrah Erken
Anwalt

Krippen-Finanzierung Künftig soll
eine Betreuungszulage Elternvon
denKosten fürKita-Plätze entlas-
ten.Nach demStänderat hat ges-
tern auch der Nationalrat einem
neuen Finanzierungsmodell zu-
gestimmt. Die grosse Kammer
will den Bund aber stärker in die
Pflicht nehmen.Die grosse Kam-
merbeschloss gesternmit 109 zu
82 Stimmen, die von der kleinen
Kammermit hauchdünnemMehr
gestrichenen Programmverein-
barungen des Bundes wieder in
den Gesetzesentwurf aufzuneh-
men. Dagegen war die SVP- und
ein Teil der FDP-Fraktion.

Durch solche Programmver-
einbarungenwerden fürdie Kan-
toneAnreize geschaffen, umwei-
ter in die frühe Förderung zu
investieren, Angebotslücken zu
schliessen und institutionelle Be-
treuungsplätze für Kinder mit

Behinderungen zu schaffen. Für
diese Programmvereinbarungen
sprach derNationalrat mit 108 zu
82 Stimmen bei einer Enthaltung
einenBundesbeitragvonmaximal
200MillionenFranken fürdie ers-
ten vier Jahre nach Inkrafttreten
desGesetzes.Eine SVP/FDP-Min-
derheit unterlagmit ihremAntrag,
diesen Beitrag zu halbieren.

Weiter beschloss derNational-
rat zusätzliche Finanzierungs-
bereiche. So sollen auch Mass-
nahmen zur Verbesserung der
Qualität der Angebote sowie zur
besserenVereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf gefördert werden.
Dafür soll der Bund innert vier
Jahren maximal 200 Millionen
Franken zur Verfügung stellen.

Die Vorlage zur langfristigen
Finanzierung der familienergän-
zendenKinderbetreuunggeht nun
zurück an den Ständerat. (SDA)

Nationalrat will Betreuungszulage
für Kita-Kinder plus Bundesgelder

Nationalratspräsidentin Riniker will mehr Ruhe im Saal. Foto: Keystone

Nationalratspräsidentin Maja
Riniker (FDP) hat den Zeitpunkt
für ihre Information vielleicht
nicht ganz zufällig gewählt. Jus-
tizminister Beat Jans spricht ge-
rade zur Frage, ob derGrundsatz
der gewaltfreien Erziehung im
Zivilgesetzbuch verankert wer-
den soll, und im Saal ist es laut.

Um gewaltfreie Erziehung
geht es im Grunde genommen
auch bei der Massnahme, die
Riniker neu einführen will: eine
Schallmessung imNationalrats-
saal. Der amtierendenRatspräsi-
dentin ist der Geräuschpegel in
der grossen Kammer eindeutig
zu hoch.Die Diskussionen in den
Sitzreihen übertönen oft die
Voten amRednerpult.Die durch-
schnittliche Lärmbelastung im
Nationalrat lag schon vor zehn
Jahren bei 70 Dezibel – das ist so
laut wie am Rand einer viel be-
fahrenen Strasse. Bei einem sol-
chen Pegel müssten in einem
Wohngebiet zum Schutze der
Anwohner Schallschutzfenster
eingebaut werden.

Weil diese Option weder der
Debatte förderlich noch imdenk-
malgeschützten Saal erlaubt
wäre, greift die Ratspräsidentin
wie auch all ihre Vorgänger im-
mer wieder zur Glocke und ruft
zur Ordnung. Doch meist ist die
Wirkung zeitlich begrenzt.

Nun soll das Fehlverhalten der
Nationalrätinnen und National-
räte protokolliert werden. Wäh-
rend der dreitägigen Sonderses-
sionwird in der grossenKammer
an verschiedenen Stellen unun-
terbrochen der Lärmpegel ge-
messen. Am Montag liess die
Ratspräsidentin einen Lärmsen-
sorbei sich aufs Pult stellen. Zwei
weitere Geräte wurden bei den
Kameras angebracht, welche die

Ratsdebatte übertragen. Seit ges-
ternwird die Schallmessung auf
Pulten von Ratsmitgliedern vor-
genommen, die sich abgemeldet
haben. Nach der Sondersession
werden die Lärmprotokolle dann
ausgewertet.

Denkbar wäre eine visuelle
Darstellung des Lärmpegels
Noch ist offen, welche Konse-
quenzen das Ratspräsidium aus
dem dokumentierten Lärm zie-
henwird.Allenfalls seien auf die
Sommersession hin weitere
Massnahmen angezeigt, sagte Ri-
niker. Sie erwägt etwa eine visu-
elle Darstellung des Lautstärke-
pegels. Eine Anzeige würde den
Ratsmitgliedern vor Augen füh-
ren, wie laut sie sich gerade mit
ihren Sitznachbarn über das ver-
gangeneWochenende oder einen
Sozialkompromiss unterhalten.
Das wäre ganz im Sinne der ge-
waltfreien Erziehung: Es wird
nicht mit Strafen gedroht, son-
dern die Folgen des Fehlverhal-
tenswerden denRatsmitgliedern
vor Augen geführt, etwa mit ei-
ner roten Lampe.

Im Idealfall wirkt nur schon
die angekündigte Schallmessung
als Erziehungsmassnahme.Man
stelle sich vor: ImWissen umdie
aufgestellten Messgeräte sitzen
die Volksvertreter während der
Sondersession fortan brav und
schweigsamamPult. Falls esmal
etwas zu besprechen gibt,verlas-
sen sie den Ratssaal. So würde
sich die Installation einerWarn-
leuchte in derSommersession er-
übrigen.Allerdings – daswissen
alle Erziehungsberechtigten –
würde die präventive Wirkung
wohl nicht allzu lange anhalten.

Markus Brotschi

Nationalratspräsidentin
lässt Lärmpegel messen
Gerede im Nationalrat Maja Riniker stört sich
am Schwatzen in der grossen Kammer.


